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Drucksache 1533 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über das Abkommen vom 18. April 1958 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik über nebeneinanderliegende nationale Grenzabferti- 
gungsstellen und Gemeinschafts- oder Betriebswechselbahn- 
höfe an der deutsch-französischen Grenze 

— Drucksache 1021 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Beyer (Frankfurt) 


Wie die Bundesregierung in der Begründung zu | 
dem vorliegenden Abkommen erklärt, entspricht ! 
dieses Abkommen den Anregungen und Grundsät- i 
zen der internationalen Genfer Abkommen vom 
10. Januar 1952 zur Erleicbterung des Grenzüber- | 
gangs im Personen- und Gepäckverkehr mit der j 
Eisenbahn sowie im Eisenbahngüterverkehr. Diese 
Grundsätze sollen nach dem vorliegenden Abkom- | 
men auch für die Grenzabfertigung im Lands traßen- 
und Schiffsverkehr maßgebend sein. 

Das Ratifikationsgesetz wurde vom Plenum des 
Deutschen Bundestages am 11. Juni 1959 an den 
Finanzausschuß (federführend) und an die Aus- 
schüsse für Inneres und für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen mitberatend überwiesen. Die mit- 
beteiligten Ausschüsse für Inneres und für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen haben die Annahme der 
Vorlage empfohlen. 

Der federführende Finanzausschuß hat sich in I 
zwei Sitzungen am 4. November und am 9. Detzem- | 
ber 1959 mit dem Ratifikationsgesetz befaßt und es i 
grundsätzlich gebilligt, jedoch beschlossen, dem | 
Hohen Haus zu empfehlen, es um einen Artikel la 

— Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung 

— zu ergänzen. Dieser Beschluß geht auf eine Emp- 
fehlung der Regierungsvertreter zurück. Sie berich- 
teten dem Finanzausschuß am 9. Dezember 1959, 
der Bundesrat habe bei einem Abkommen mit den 


Niederlanden über den gleichen Gegenstand die 
Auffassung vertreten, im Ratifikationsgesetz müsse 
eine Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverord- 
nung vorgesehen werden, da die zwischen der 
Bundesregierung und dem Vertragspartner zu 
schließenden Vereinbarungen über die Zone, in der 
die Bediensteten des Partnerstaates die Grenzab- 
fertigung wie im eigenen Staat durchführen dür- 
fen, eine Rechtsverordnung erforderlich machen. 

Die Bundesregierung sei zwar bisher der Ansicht 
gewesen, daß die Errichtung gemeinsamer Grenz- 
abfertigungsstellen keiner besonderen innerdeut- 
schen Rechtsformalitäten bedürfe, sie wolle jedoch, 
um jegliche Zweifel an der Rechtsmäßigkeit der Er- 
richtung einer gemeirusamen Grenzabfertigungs- 
stelle auszu schließen, der Stellungnahme des Bun- 
desrates nicht widersprechen. 

Um die technische Abwicklung der betreffenden 
Vereinbarungen nicht zu verzögern, soll auf eine 
Zustimmung des Bundesrates verzichtet werden; 
der Ausschuß wünscht jedoch, daß die Rechtsver- 
ordnungen im Benehmen mit der zuständigen Lan- 
desregierung erlassen werden. Die Regierungsver- 
treter haben dies zugesagt. 

Ich darf dem Hohen Haus die Annahme des Rati- 
likationsgesetzes in - der vom Finanzausschuß vor- 
geschlagenen Fassung empfehlen. 


Bonn, den 12. Januar 1960 

Frau Beyer (Frankfurt) 

Berichterstatterin 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1021 — mit der 
Maßgabe, daß folgender Artikel la eingefügt wird: 


„la 

Die Bundesminister des Innern und der Finan- 
zen werden jeweils für ihren Geschäftsbereich 
ermächtigt, ohne Zustimmung des Bundesrates 
die zur Durchführung von Vereinbarungen nach 
Artikel 1 Abs. 4 des Abkommens über 

a) die nebeneinanderliegenden nationalen Grenz- 
abfertigungsstellen und 

b) die Strecken, auf denen während der Fahrt 
die Züge oder die Schiffe abgefertigt werden 
können, 

erforderlichen Rechtsverordnungen zu erlassen.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 9. Dezember 1959 

Der Finanzausschuß 

Neuburger Frau Beyer (Frankfurt) 

Vorsitzender Berichterstatter in 
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